
Libyen verletzt nach wie vor Menschenrechte

Kritik von Amnesty International

Laut Amnesty International hat sich die Lage der Menschenrechte in Libyen kaum verbessert. Die Organisation wirft dem westlichen Ausland vor, diese Seite Libyens bewusst zu ignorieren.

Annegret Mathari, Genf

Die Menschenrechtslage in Libyen sei nach wie vor trostlos, schreibt Amnesty International (AI) in einem neuen Bericht. Die Inhaftierung Max Göldis nach einem unfairen Prozess sei kein Einzelfall. Zwar seien in den letzten zwei Jahren zahlreiche Personen aus der Haft entlassen worden. Dennoch befänden sich weiterhin Hunderte von Personen hinter Gittern, auch nachdem sie ihre Strafe verbüsst hätten oder von einem Gericht freigesprochen worden seien.
Straffreiheit für Täter
Laut dem Bericht stehen die Urheber der schweren Menschenrechtsverletzungen über dem Gesetz und geniessen vollumfänglich Straffreiheit. Amnesty erwähnt den Geheimdienst Internal Security Agency (ISA), der die beiden wichtigsten Gefängnisse von Tripolis, Abu Salim und Ain Zara, sowie weitere unbekannte Haftanstalten kontrolliere; dazu habe die Justizbehörde keinen Zugang. Der Geheimdienst verhaftet laut AI Personen, die er als Gefahr für die innere Sicherheit einschätzt oder verdächtigt, der Opposition anzugehören. Diese Gefangenen sind lange Zeit in geheimer Haft, was einem Verschwindenlassen gleichkommt und sie Folterungen aussetzt. Libyen müsse sicherstellen, dass niemand über dem Gesetz stehe, fordert AI. Zudem müsse Tripolis dafür sorgen, dass der Geheimdienst ISA nicht mehr als Polizei auftrete. Alle Haftanstalten müssten der Kontrolle der Justizbehörden unterstellt werden. Weiter solle Libyen ein Moratorium für Hinrichtungen einführen. Die Todesstrafe wird für zahlreiche Straftaten verhängt, auch gegen Personen, die friedlich ihr Recht auf freie Meinungsäusserung und Versammlungsfreiheit wahrgenommen haben.
Im Mai 2009 gab es über 500 zum Tod Verurteilte, fast die Hälfte von ihnen waren Ausländer. AI fordert auch die Abschaffung der Körperstrafen. Beim Besuch im Gefängnis al-Jeida in Tripolis stiessen Repräsentanten von Amnesty auf 6 Frauen, die wegen einer ausserehelichen Beziehung verurteilt wurden. 4 mussten für mindestens drei Jahre ins Gefängnis, 2 wurden zu 100 Peitschenhieben verurteilt. 32 weitere Frauen warteten im Gefängnis wegen des gleichen «Delikts» auf ihren Prozess.
Der Westen drückt sich
Seit der Aufhebung internationaler Sanktionen gegen Libyen hat sich die Menschenrechtslage laut AI nur wenig verbessert. Die Organisation befürchtet, dass westliche Länder über libysche Verstösse gegen die Menschenrechte einfach hinwegsehen, um ihre Geschäfte nicht zu gefährden und das Interesse an einer gemeinsamen Terrorbekämpfung zu fördern. AI weist auch darauf hin, dass die libyschen Behörden Migranten, Flüchtlinge und Asylsuchende für unbestimmte Zeit inhaftieren. Libyen müsse, fordert AI, die Flüchtlingskonvention von 1951 unterzeichnen und dem Uno-Hochkommissariat für das Flüchtlingswesen (UNHCR) uneingeschränkten Zugang zu allen Haftzentren geben, in denen sich Flüchtlinge befinden könnten. Vor Tagen schloss Libyen das örtliche Büro des UNHCR. AI fordert Italien auf, auf dem Meer abgefangene Flüchtlinge nicht mehr nach Libyen auszuschaffen. Italien habe die Pflicht, Asylsuchenden ein faires Verfahren zu garantieren. Die EU müsse im Rahmenabkommen, das zurzeit mit Libyen ausgehandelt werde, den Schutz von Migranten, Flüchtlingen und Asylsuchenden gewährleisten.
Diesen Artikel finden Sie auf NZZ Online unter: http://www.nzz.ch/nachrichten/international/libyen_verletztmenschenrechte_1.6214764.html 
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